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Vorwort

Abb. 1
Foto: Archiv Bundesstiftung Aufarbeitung,  
Fotobestand Klaus Mehner, Bild 89 0507 DDR-
Wahl 07

„Wir werden behandelt wie unmündige Kinder! […] Die Betrugswahlen 
schreien zum Himmel! […] Fordert freie und geheime Wahlen!“ 

Im Frühjahr 1989 begegneten DDR-Bürger aller Orten solchen Losun-
gen: auf Zetteln in ihren Briefkästen, auf Wandzeitungen in Treppen-
aufgängen oder als Schriftzug auf Häuserwänden. Sie brachten die 
Unzufriedenheit vieler Bürger, nicht nur Andersdenkender, mit dem 
politischen und gesellschaftlichen System der DDR zum Ausdruck. 

Die Kommunalwahlen am 7. Mai 1989 wurden zu einem Kristallisa-
tionspunkt der latenten Krise – hier verdichteten sich die Forderungen 
einer immer weitere Kreise der Bevölkerung umspannenden Protest-
bewegung. Anlass für Unzufriedenheit gab es reichlich: die Reform-
bedürftigkeit des politischen Systems – weg vom „Zettelfalten“ zur 
wirklichen, demokratischen Mitbestimmung, Umweltverschmutzung, 
Versorgungsengpässe, eingeschränkte Reisefreiheit, der marode Zustand 
ganzer Häuserzeilen und Stadtteile und vor allem die Unfähigkeit oder 
Unwilligkeit staatlicher Stellen, diese Probleme ernsthaft anzugehen. Die 
Kommunalwahl in der DDR mit den im Vorfeld stattfindenden Wahlver-
anstaltungen bot eine Plattform und einen konkreten Anlass, um diese 
Unzufriedenheit zu artikulieren – sei es in Form von „Hetzzetteln“ und 
Eingaben oder durch Störung der Wahlveranstaltungen. 

Auch in den Bezirken Karl-Marx-Stadt, Dresden und Leipzig beobach-
tete das MfS eine Vielzahl derartiger „Vorkommnisse“. Die Stasi reagierte 
darauf mit „Disziplinierungsgesprächen“ und Verhaftungen. Verhindern 
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Abb. 2
Foto: MfS BV Dresden Abt. XX Nr. 10055 S. 8

Abb. 3
Foto: Archiv Bundesstiftung Aufarbeitung, 
Fotobestand Klaus Mehner, Bild 89 0507 POL 
Wahlen 13

konnten sie die Aktionen in der Regel nicht. Schon fast machtlos muss-
ten sie auch die Rücksendung von Wahlbenachrichtigungskarten und 
damit die Ankündigung der Wahlverweigerung hinnehmen und – was 
aus Sicht der Stasi noch schwerer wog – die schwindende Bereitschaft 
der bisher „zuverlässigen“ Wahlvorstände, sich an der Manipulation der 
Wahlen zu beteiligen, feststellen. So fragten sich Mitglieder des Wahlvor-
standes des Wahlbezirkes Leipzig-Süd, ob man sich angesichts der ange-
spannten politischen Situation und im Hinblick auf den sich im Ost-
block abzeichnenden politischen Wandel den mit einer Wahlfälschung 
einhergehenden „Prestigeverlust“ gegenüber der Bevölkerung wirklich 
„leisten“ könne. Der Wahlvorstand in Lengefeld (Erzgebirge) erklärte, 
dass er die Streichung potenzieller Nichtwähler von den Wählerlisten 
nicht mehr tolerieren werde, da das Wahlgesetz der DDR eine solche 
Manipulation verbiete. 

Die Streichung potenzieller Nichtwähler war nur eine Methode der 
nicht zum ersten Mal praktizierten Wahlfälschung. Eine andere war die 
Meldung falscher Ergebnisse: die Zahl der Ja-Stimmen wurde höher 
angegeben, die der Gegenstimmen deutlich niedriger. Verhindern würde 
man eine solche Wahlfälschung auch im Mai 1989 nicht, das war den 
verschiedenen oppositionellen Gruppen durchaus bewusst – doku-
mentieren konnte man sie aber, sah doch das Wahlgesetz der DDR die 
öffentliche Auszählung der Stimmen vor.

Am 7. Mai 1989 öffneten um 8.00 Uhr die Wahllokale ihre Türen. Die 
Wähler erhielten einen Stimmzettel, mit der Liste der Kandidaten der 
Nationalen Front. Kein Kreuz war nötig, da die Auswahl einzelner Kan-
didaten nicht vorgesehen war. Der Wahlzettel musste lediglich gefaltet 
und in die Wahlurne geworfen werden. Für eine Gegenstimme war der 
Aufwand höher: Hierfür musste jeder einzelne Kandidat gestrichen 
werden. Ungültig wurde eine Stimme, wenn der Stimmzettel Vermerke 
enthielt oder zerrissen wurde. Allerdings war kaum einem Wähler diese 
Regelung bekannt. Die Wahlvorstände, darunter auch Mitarbeiter des 
MfS, registrierten dabei genau, welche Bürgerinnen und Bürger Strei-
chungen vornahmen. Durch die Benutzung der Wahlkabine war es zwar 
möglich, sich diesen Blicken zu entziehen, allerdings machte allein diese 
Benutzung „verdächtig“.

Am Ende des Wahltages begann um 18.00 Uhr die Stimmauszählung. 
In fast allen Wahllokalen des Stadtbezirks Leipzig-Mitte, in etwa der 
Hälfte der Wahllokale Dresdens, in diversen Wahllokalen von Karl-
Marx-Stadt sowie in vielen anderen sächsischen Städten und Gemeinden 
kam es zum Showdown: Politisch engagierte Bürgerinnen und Bürger 
überwachten und dokumentierten die Stimmauszählung, und die Stasi 
konnte dem lediglich mit der Erfassung und Beobachtung der Beteilig-
ten entgegentreten.

Die reale Wahlbeteiligung und die Zahl der Ja-Stimmen blieben weit 
hinter den obligatorischen 99 Prozent zurück. Die später verkünde-
ten Ergebnisse spiegelten dieses Wahldesaster jedoch nicht wider. Die 
Bekanntgabe eines offensichtlich falschen Wahlergebnisses provozierte 

den Vorwurf der Wahlmanipulation, der durch die unabhängigen Aus-
zählungsergebnisse untermauert wurde. Es mehrten sich Protestschrei-
ben, in denen der Wahlbetrug offen angeprangert wurde. An eine Beru-
higung der Lage war nicht zu denken – der am gefälschten Wahlergebnis 
entzündete Protest mündete in immer weitere Protestaktionen, denen 
der SED-Staat und dessen „Schild und Schwert“, die Stasi, immer hilfloser 
gegenüberstanden. Sie kulminierten schließlich in den Ereignissen des 
Herbstes 1989, die das Ende der DDR einleiteten.

Die Wahlmanipulation im Mai 1989 blieb im Blick der Öffentlichkeit: Sie 
war in den 1990er Jahren Gegenstand mehrerer Verfahren, die u.a. gegen 
den 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Dresden Hans Modrow oder 
den ehemaligen Leipziger Oberbürgermeister Bernd Seidel angestrengt 
wurden. 

Die vorliegende Broschüre dokumentiert anhand ausgewählter Schrift-
stücke der Stasi-Unterlagen-Behörde dieses Ereignis, das sich nunmehr 
bereits zum 25. Mal jährt. Die gezeigten Dokumente sollen die Rolle des 
Staatssicherheitsdienstes in den ehemaligen sächsischen Bezirken Dres-
den, Karl-Marx-Stadt und Leipzig während der Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Auswertung der Kommunalwahlen im Mai 1989 beleuchten.

Im ersten Teil sind Unterlagen zusammengestellt, die die Aufgaben 
der Stasi und die Facetten, Formen und Akteure des Protests im Vor-
feld der Wahlen zum Inhalt haben. Stimmungsberichte und Lageein-
schätzungen vermitteln ein Bild von den gesellschaftlich-politischen 
Rahmenbedingungen.

Im zweiten Teil sind Dokumente, die die Ereignisse am Wahltag wieder-
geben, zu finden. Sie geben einen Einblick in den Ablauf der Wahlen und 
die Stimmauszählung.

Im dritten Teil sind Quellen abgedruckt, die die Ereignisse nach den 
Wahlen dokumentieren, z.B. den Protest gegen die Manipulation der 
Wahlen. Verschiedene Berichte zeigen, wie die Stasi diese „Maßnahmen 
feindlich negativer Kräfte“ registrierte und den Kreis der Nichtwähler 
analysierte.

Die Dokumente sollen verdeutlichen, dass freie und geheime Wahlen 
keineswegs eine Selbstverständlichkeit sind, sondern eine Errungen-
schaft mutiger Bürgerinnen und Bürger, die für das Recht auf freie 
Wahlen und demokratische Mitbestimmung eintraten. Mit diesem Mut, 
mit Entschlossenheit, Kraft und dem Willen zur Veränderung überwan-
den die Menschen im Herbst 1989 ein diktatorisches System, welches 
die Menschenrechte mit Füßen trat. Damit war der Weg geebnet für die 
ersten freien Wahlen im Jahr 1990.

Abb. 4
Foto: Archiv Bundesstiftung Aufarbeitung, 
Fotobestand Klaus Mehner, Bild 89 0507 POL 
Wahlen 05
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Anhang
Abkürzungsverzeichnis

AAK Außenarbeitskommando
Abt. Abteilung
Abt. VII Volkspolizei, Ministerium d. Innern
Abt. IX Untersuchungsorgan
Abt. XII Zentrale Auskunft, Speicher
Abt. XV Auslandsaufklärung
Abt. XX Staatsapparat, Kultur, Kirche, Untergrund
Abt. XXII Terrorabwehr
Abt. M Postkontrolle
AG I Arbeitsgebiet I der Kriminalpolizei
AKG Auswertungs- und Kontrollgruppe
BdL Büro der Leitung/des Leiters
BDVP Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei
BGL Betriebsgewerkschaftsleitung
BHG Bäuerliche Handelsgenossenschaft
BKG Bezirkskoordinierungsgruppe
BRD Bundesrepublik Deutschland
BStU Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen 
 des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
 Deutschen Demokratischen Republik
BV Bezirksverwaltung
CDU Christlich Demokratische Union
DA Dienstanweisung
DBD Demokratische Bauernpartei Deutschlands
DDR Deutsche Demokratische Republik
DE Diensteinheit
DFD Demokratischer Frauenbund Deutschlands
DV Dienstvorschrift
DVP Deutsche Volkspolizei
EDV Elektronische Datenverarbeitung
erf. erfasst
EOS Erweiterte Oberschule
EV Ermittlungsverfahren 
FDGB Freier Deutscher Gewerkschaftsbund
FDJ Freie Deutsche Jugend
F. d. R. Für die Richtigkeit
FStW Funkstreifenwagen
Gen. Genosse
gez. gezeichnet
GKS Geheime Kommandosache
GMS Gesellschaftlicher Mitarbeiter für Sicherheit
GVS Geheime Verschlusssache
HA Hauptabteilung
HA XX Staatsapparat, Kultur, Kirche, Untergrund
HA XXII Terrorabwehr
Hptm. Hauptmann
HW Hauptwohnung
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Ifo. Information
IM Inoffizieller Mitarbeiter
IMB  Inoffizieller Mitarbeiter der Abwehr mit Feind-

verbindung
IMS Inoffizieller Mitarbeiter zur Sicherung
KD Kreisdienststelle
Kfz Kraftfahrzeug
KK Kerblochkartei
KMStadt Karl-Marx-Stadt
KMU Karl-Marx-Universität
KOM Kraftomnibus
LDPD Liberal-Demokratische Partei Deutschlands
lfd. Nr. laufende Nummer
LKW Lastkraftwagen
Ltr. Leiter
LVZ Leipziger Volkszeitung
MdI Ministerium des Inneren
MfS Ministerium für Staatssicherheit
NDPD National-Demokratische Partei Deutschlands
NSA nichtsozialistisches Ausland
NSW-RK nichtsozialistisches Wirtschaftsgebiet-Reisekader
NW Nebenwohnung
op. operativ
OSL Oberstleutnant
OV Operativer Vorgang
PE Posteingang
PKW Personenkraftwagen
pol. politisch
POS Polytechnische Oberschule
POZW Politisch-operatives Zusammenwirken
PUT Politische Untergrundtätigkeit
SB Stadtbezirk
SBBM Stadtbezirksbürgermeister
SBL Stadtbezirksleitung
SDAG Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
SR Sozialistische Republik
Stellv. Stellvertreter
StVE Strafvollzugseinrichtung
Tgb.-Nr. Tagebuchnummer
TSK territoriale spezifische Kräfte
UdSSR Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
UHA Untersuchungshaftanstalt
VEB Volkseigener Betrieb
Verantw. Verantwortung
VH/SG Verhaftete/Strafgefangene
VK Verkehrspolizei
VP Volkspolizei
VPA Volkspolizeiamt
VPKA Volkspolizeikreisamt
VPKÄ Volkspolizeikreisämter

VR Volksrepublik
VSV Verwaltung Strafvollzug
VTA Verlade- und Transportanlagen
WBA Wohnbezirksausschuss
WK Wirtschaftlicher Kommunismus
ZAIG Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe
ZDF Zweites Deutsches Fernsehen
ZK Zentralkomitee
ZKG Zentrale Koordinierungsgruppe
ZOS Zentraler Operativstab
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Abb. 5/6
Fotos: BStU/Dresen
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Der BStU und seine  
Außenstellen

Seinen Hauptsitz hat der Bundesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen in 
Berlin. Zudem gibt es Außenstellen in zwölf ehemaligen Bezirksstädten 
der DDR: Chemnitz, Dresden, Erfurt, Frankfurt (Oder), Gera, Halle, Leipzig, 
Magdeburg, Neubrandenburg, Rostock, Schwerin und Suhl. In Potsdam 
und Cottbus gibt es Beratungsstellen.

Unabhängig vom Wohnort können Bürgerinnen und Bürger in allen 
Dienststellen Akteneinsicht beantragen, die eigene Akte lesen oder Veran-
staltungen und Ausstellungen besuchen.

Ausführliche Informationen zur Arbeit des BStU finden Sie im 
Internet unter www.bstu.de.5
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Kontaktdaten Berlin/Brandenburg

Zentralstelle Berlin 
Karl-Liebknecht-Straße 31/33  
10178 Berlin-Mitte
Postanschrift: 10106 Berlin 
Tel.: 030 2324-50  
post@bstu.bund.de

Bürgerberatung
Persönliche Beratung ist zu folgenden Zeiten möglich:
Mo–Do 08:00–12:00 und 13:00–17:00
Fr 08:00–14:00
Telefonische Beratung und Terminvereinbarung:  
030 2324-7000

Archiv der Zentralstelle
Ruschestraße 103
Eingang Haus 7  
10365 Berlin
Tel.: 030 2324-6699  
Fax: 030 2324-6619
archivfuehrungen@bstu.bund.de

Anfragen von Forschern und Medienvertretern
AU 5 | AU 6 
Tel.: 030 2324-9050 / -9061  
Fax: 030 2324-9059 / -9069 
GZ.AU5@bstu.bund.de 
GZ.AU6@bstu.bund.de

Abteilung Bildung und Forschung
Tel.: 030 2324-8801  
Fax: 030 2324-8809
GZ.BF@bstu.bund.de

Fachbibliothek
Öffnungszeiten: 
Mo, Di, Do 08:30–16:30
Mi 10:00–18:00
Fr 08:30–14:30 

Tel.: 030 2324-8862  
Fax: 030 2324-8819 
bibliothek@bstu.bund.de

Historisch-politische Bildung 
und Ausstellungen
Tel.: 030 2324-8831  
Fax: 030 2324-8839
GZ.BF3@bstu.bund.de

Außenstelle Frankfurt (Oder) 
Fürstenwalder Poststraße 87  
15234 Frankfurt 
Tel.: 0335 6068-0  
astfrankfurt@bstu.bund.de

Beratungsstelle Cottbus
Karl-Marx-Straße 67  
03044 Cottbus
Jeden letzten Dienstag im Monat 09:00–17:00 

Beratungsstelle Potsdam
Gedenkstätte Lindenstraße für die Opfer politischer 
Gewalt im 20. Jahrhundert
Lindenstraße 54  
14467 Potsdam
Jeden 2. und 4. Dienstag im Monat 10:00–18:00

Kontaktdaten Mecklenburg-Vorpommern

Außenstelle Neubrandenburg 
Neustrelitzer Straße 120  
17033 Neubrandenburg 
Tel.: 0395 7774-0  
astneubrandenburg@bstu.bund.de

Außenstelle Rostock 
18196 Waldeck-Dummerstorf 
Tel.: 038208 826-0  
astrostock@bstu.bund.de

Außenstelle Schwerin 
19065 Görslow 
Tel.: 03860 503-0  
astschwerin@bstu.bund.de

Kontaktdaten Sachsen-Anhalt

Außenstelle Halle 
Blücherstr. 2  
06122 Halle 
Tel.: 0345 6141-0  
asthalle@bstu.bund.de

Außenstelle Magdeburg 
Georg-Kaiser-Str. 7  
39116 Magdeburg 
Tel.: 0391 6271-0  
astmagdeburg@bstu.bund.de

Kontaktdaten Sachsen

Außenstelle Chemnitz 
Jagdschänkenstraße 52  
09117 Chemnitz 
Tel.: 0371 8082-0  
astchemnitz@bstu.bund.de

Außenstelle Dresden 
Riesaer Straße 7  
01129 Dresden 
Tel.: 0351 2508-0  
astdresden@bstu.bund.de 

Außenstelle Leipzig 
Dittrichring 24  
04109 Leipzig 
Tel.: 0341 2247-0  
astleipzig@bstu.bund.de

Kontaktdaten Thüringen

Außenstelle Erfurt 
Petersberg Haus 19  
99084 Erfurt 
Tel.: 0361 5519-0  
asterfurt@bstu.bund.de

Außenstelle Gera 
Hermann-Drechsler-Straße 1
Haus 3  
07548 Gera 
Tel.: 0365 5518-0  
astgera@bstu.bund.de 

Außenstelle Suhl 
Weidbergstr. 34  
98527 Suhl 
Tel.: 03681 456-0  
astsuhl@bstu.bund.de 
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Quellennachweis

Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (BStU):
S. 9 (BStU, MfS, BV Dresden, KD Dippoldiswalde Nr. 17369, S. 1)
S. 10-11 (BStU, MfS, BV Dresden, AKG, Nr. 8963, S. 2)
S. 12 (BStU, MfS, BV Dresden, KD Dippoldiswalde Nr. 17369, S. 2)
S. 13-15 (BStU, MfS, BV Leipzig, AKG 3626, S. 1-3)
S. 16-25 (BStU, MfS, ZOS, Nr. 425, S. 9-12, 15, 17, 21, 24, 28, 34)
S. 26 (BStU, MfS, BV Karl-Marx-Stadt, XIV 2309/85, Bd. II/1, S. 295)
S. 27 (BStU, MfS, HA XX, Nr. 7802, S.19)
S. 28-29 (BStU, MfS, BV Leipzig, AG XXII 116, S. 34-35)
S. 30-35 (BStU, MfS, BV Dresden, PI Nr. 144/89, S. 8-13)
S. 36-38 (BStU, MfS, BV Karl-Marx-Stadt, StOp-515, S.78, 83-84)
S. 39-41 (BStU, MfS, BV Leipzig, AKG 00969/03, S.30, 33, 36)
S. 42 (BStU, MfS, BV Dresden, Abt. VI, Nr. 7568, S. 1)
S. 43-47 (BStU, MfS, BV Karl-Marx-Stadt, AKG 4351, S. 73-77)
S. 48 (BStU, MfS, BV Leipzig, AKG 02673, S. 15)
S. 49 (BStU, MfS, BV Karl-Marx-Stadt, XIV 854/87, Bd. II/1, S. 122)
S. 50-53 (BStU, MfS, BV Dresden, AKG, Nr. 8147, S. 2-5)
S. 54 (BStU, MfS, BV Leipzig, KD Leipzig-Stadt, Nr. 05457, S. 31)
S. 55-61 (BStU, MfS, BV Leipzig, AKG 03627, S. 1-7)
S. 62-68 (BStU, MfS, BV Leipzig, AKG 04513, S. 14-20)
S. 69-71 (BStU, MfS, BV Leipzig, AKG 03447, S. 7, 11-12)

Bildnachweis

Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur:
Cover: Archiv BStA, Fotobestand Klaus Mehner, Bild 89 0507 POL Wahlen 08
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